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Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 
im Zusammenhang mit der Bewältigung der Corona-Krise 

(ANBest-P-Corona) 

 
 

 

Die ANBest-P-Corona enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Aufla-
gen) im Sinne des § 36 VwVfG NRW sowie notwendige Erläuterungen. Die Ne-
benbestimmungen sind Bestandteil des Zuwendungsbescheides, soweit dort 
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 
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1 
Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

1.1 
Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten 
Zwecks verwendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu 
verwenden. 

1.2 
Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbeson-
dere Zuwendungen, Leistungen Dritter, Beiträge und Spenden) und der Eigen-
anteil der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers sind als 
Deckungsmittel für alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Aus-
gaben einzusetzen. Der Finanzierungsplan ist hinsichtlich des Gesamtergebnis-
ses verbindlich. 

1.3 
Der Zuwendungsbescheid kann mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, 
wenn sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck mit der bewilligten Zuwen-
dung nicht zu erreichen ist. 



 

 
 

1.4 
Ansprüche aus dem Zuwendungsbescheid dürfen weder abgetreten noch ver-
pfändet werden. 

2 
Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung 

Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veran-
schlagten Gesamtausgaben für den Zuwendungszweck, erhöhen sich die De-
ckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel hinzu, so ermäßigt sich – außer 
bei einer Festbetragsfinanzierung - die Zuwendung.  

3 
Vergabe von Aufträgen 

3.1 
Beträgt die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen der Ge-
samtbetrag der Zuwendung mehr als 100 000 Euro muss für Bau-, Liefer- und 
Dienstleistungsaufträge kein Vergabeverfahren durchgeführt werden. Aufträge 
sind nur nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zu wirtschaftlichen Bedingun-
gen zu vergeben. Soweit möglich, sind dazu mindestens drei Angebote einzu-
holen. Verfahren und Ergebnisse sind zu dokumentieren. 

Für Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge bis zu einem voraussichtlichen 
Auftragswert von 5 000 Euro ohne Umsatzsteuer kann auf allgemein, zum Bei-
spiel im Internet, zugängliche Angebote zurückgegriffen werden. Zum Nachweis 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit des Direktauftrags ist zumindest die Er-
mittlung von Vergleichspreisen zu erfassen (formlose Preisermittlung). Ist dies 
nicht möglich oder unzweckmäßig, ist die Wirtschaftlichkeit der Beschaffungs-
maßnahme in anderer geeigneter Weise darzulegen. 

3.2 
Gelten für die Zuwendungsempfängerin oder den Zuwendungsempfänger 
(Hochschule, Forschungseinrichtung, sonstige Einrichtung) spezielle vergabe-
rechtliche Vorgaben, so sind bei der Vergabe von Aufträgen zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks die nach dem jeweiligen speziellen Vergaberecht anzu-
wendenden Vergabegrundsätze in der zum Zeitpunkt der Vergabe gültigen Fas-
sung zu beachten. 

3.3 
Verpflichtungen der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfän-
gers als Auftraggeber/-in gemäß Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen (GWB) und die verpflichtende Anwendung des Tariftreue- und 
Vergabegesetzes Nordrhein-Westfalen (TVgG NRW) bleiben unberührt. 



 

 
 

4 
Mitteilungspflichten der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungs-
empfängers 

Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, 
unverzüglich der Bewilligungsbehörde anzuzeigen, 

4.1 
wenn sie oder er nach Vorlage des Finanzierungsplans weitere Zuwendungen 
für denselben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen 
erhält oder wenn sie oder er - gegebenenfalls weitere - Mittel von Dritten erhält, 

4.2 
der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maß-
gebliche Umstände sich ändern oder wegfallen, 

4.3 
sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zu-
wendung nicht zu erreichen ist. 

5 
Nachweis der Verwendung 

5.1 
Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Erfül-
lung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des sechsten auf 
den Bewilligungszeitraum folgenden Monats der Bewilligungsbehörde nachzu-
weisen (Verwendungsnachweis).  

5.2 
Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlen-
mäßigen Nachweis. 

5.3 
In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Er-
gebnis im Einzelnen darzustellen und den vorgegebenen Zielen gegenüberzu-
stellen. Im Sachbericht ist auf die wichtigsten Positionen des zahlenmäßigen 
Nachweises einzugehen. Ferner ist die Notwendigkeit und Angemessenheit der 
geleisteten Arbeit zu erläutern. 

5.4 
In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in zeitli-
cher Folge und voneinander getrennt auszuweisen. Der Nachweis muss alle mit 
dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere Zu-
wendungen, Leistungen Dritter, Beiträge, Spenden und eigene Mittel) und Aus-
gaben enthalten. Dem Nachweis ist eine tabellarische Belegübersicht beizufü-



 

 
 

gen, in der die Ausgaben nach Art und in zeitlicher Reihenfolge getrennt aufge-
listet sind (Belegliste). Aus der Belegliste müssen Tag/Empfänger/Einzahler so-
wie Grund und Einzelbetrag jeder Zahlung ersichtlich sein. Im Verwendungs-
nachweis ist zu bestätigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass wirt-
schaftlich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern 
und Belegen übereinstimmen. 

5.5 
Sofern ein einfacher Verwendungsnachweis zugelassen ist, besteht der zahlen-
mäßige Nachweis (Nr. 5.4) aus einer summarischen Darstellung der Einnahmen 
und Ausgaben. 

5.6 
Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen 
enthalten, die Ausgabebelege insbesondere die Zahlungsempfängerin oder den 
Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei 
Gegenständen den Verwendungszweck. 

5.7 
Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat die Original-
belege (Einnahme- und Ausgabebelege) über die Einzelzahlungen und alle 
sonstigen mit der Zuwendung zusammenhängenden Unterlagen (vgl. Nr. 6.1 
Satz 1), hierzu zählen auch alle Ausschreibungs- und Vergabeunterlagen, fünf 
Jahre nach Vorlage des Verwendungsnachweises aufzubewahren, sofern nicht 
nach steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungs-
frist bestimmt ist. Die Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen, wenn ein 
DV-gestütztes Buchführungssystem für die elektronische Belegaufbewahrung 
von der Bewilligungsbehörde zugelassen wurde. 

6 
Prüfung der Verwendung 

6.1 
Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäfts-
unterlagen zur Prüfung anzufordern - soweit sie nicht mit dem Verwendungs-
nachweis vorzulegen sind - sowie die Verwendung der Zuwendung durch Ein-
sicht in die Bücher, Belege und sonstigen Geschäftsunterlagen örtlich zu prüfen 
oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Die Zuwendungsempfängerin oder der 
Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die 
notwendigen Auskünfte zu erteilen. 

6.2 
Unterhält die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger eine 
eigene Prüfungseinrichtung, ist von dieser der Verwendungsnachweis vorher zu 
prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres Ergebnisses zu bescheinigen. 



 

 
 

6.3 
Der Landesrechnungshof ist berechtigt, bei der Zuwendungsempfängerin oder 
dem Zuwendungsempfänger zu prüfen. 

6.4 
Der Europäische Rechnungshof ist berechtigt, bei der Zuwendungsempfängerin 
oder dem Zuwendungsempfänger zu prüfen, soweit die Ausgaben ganz oder 
teilweise zu Lasten des Haushalts der Europäischen Gemeinschaft geleistet 
werden. 

7 
Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

7.1 
Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwal-
tungsverfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49 VwVfG. NRW.) oder anderen 
Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder 
widerrufen oder sonst unwirksam wird. 

7.2 
Der Erstattungsanspruch ist mit fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz 
jährlich zu verzinsen (§ 49a Abs. 3 Satz 1 VwVfG NRW). 

 

 


